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Bremen. Eine Dreiviertelstunde vor ihrem
geplanten Beginn wurde am Mittwochnach-
mittag die Sondersitzung der Innendeputa-
tion zur Feuerwehr abgesagt. „Auf Wunsch
der Fraktionen“, hieß es dazu kurz und knapp
aus der Innenbehörde. Wer hinter der Absage
einen Streit innerhalb der Rot-grün-roten Re-
gierungskoalition vermutet, liegt falsch. Die
Parteien untereinander sind sich einig. Der
Dissens betrifft den Abschlussbericht von In-
nensenator Ulrich Mäurer (SPD). Die Kritik
daran reicht von „ein, zwei Punkten, die ge-
ändert werden müssen“ (SPD), über „halb
gar“ (Grüne) bis hin zu „unbefriedigend und
verharmlosend“ (Linke).

Wie berichtet, liegt seit vergangener Wo-
che der Abschlussbericht von Sonderermitt-
lerin Karen Buse zu den Vorwürfen gegen die
Feuerwehr vor. Darin listet die ehemalige
Präsidentin des Oberlandesgerichts die Er-
gebnisse ihrer monatelangen Befragungen
von Feuerwehrmännern und -frauen auf. Auf
ihren Ermittlungsergebnissen fußt der Be-
richt des Innensenators. Und mit dessen
Analysen, Wertungen und Schlussfolgerun-
gen liegen die Regierungsfraktionen gründ-
lich über kreuz.

Der Innensenator verharmlose in seinem
Bericht bestimmte Umstände und Tragwei-
ten, sagt Sofia Leonidakis, Fraktionsvorsit-
zende der Linken. Deshalb habe man derzeit
keine geeignete Grundlage, was die politi-

schen Schlussfolgerungen zur Zukunft der
Feuerwehr angehe. Gerade hier sieht Leoni-
dakis die Politik in der Pflicht. „Da müssen
wir jetzt liefern und konkrete Maßnahmen
beschließen.“ Das sieht auch Mustafa Öztürk
so, innenpolitischer Sprecher der Grünen:
Die Sonderermittlerin habe weitgehende
Verfehlungen deutlich beim Namen ge-
nannt. „Das muss sich auf politischer Ebene
jetzt in Form von konkreten Handlungsan-
weisungen niederschlagen.“

Um den Kern der Unstimmigkeiten ma-
chen weder Leonidakis noch Öztürk ein Ge-
heimnis: Für beide steht nach dem Bericht
der Sonderermittlerin fest, dass es in der
Feuerwehr strukturellen Rassismus, Sexis-
mus und Queerfeindlichkeit gibt. Doch dies
finde sich im Bericht des Innensenators
ebenso wenig wieder, wie konkrete Hand-
lungsanweisungen für wirkliche Reformen.

Struktureller Rassismus oder nicht?
Während Grüne und Linke „massive Vorbe-
halte“ des Regierungsbündnisses gegen den
Bericht des Innensenators sehen, spricht Ke-
vin Lenkeit, innenpolitischer Sprecher der
SPD, davon, dass man es in der Koalition
nicht geschafft habe, „den Bericht des Sena-
tors zu einen“ beziehungsweise im Nachgang
„ein, zwei Dinge zu ändern“.

Ein gefundenes Fressen war die Absage der
Sitzung für die Opposition. Marco Lübke, in-
nenpolitischer Sprecher der CDU, spricht von
„Regierungskrise“ und „einem Affront gegen

den Innensenator“. Durch die Absage der
Sondersitzung schade die Regierungskoali-
tion nicht nur sich selbst, sondern in erster
Linie dem Ansehen der Bremer Feuerwehr.
„Die verweigernden Kolleginnen und Kolle-
gen gehen so weit, ihre persönlichen Auffas-
sungen vor eine sachgerechte Beratung zu
stellen.“

Für Birgit Bergmann, innenpolitische
Sprecherin der FDP-Fraktion, ist die Absage
der Sondersitzung ein Skandal. „Die Koali-
tion ist offensichtlich tief gespalten und
handlungsunfähig.“ Der Streit über die Aus-
legung der Berichte werde damit über das
Wohl der Feuerwehren und ihrer Mitglieder
gestellt.

Jan Timke (Bürger in Wut) schlägt von der
Absage der Beratung über die Feuerwehr
einen Bogen zu einem anderem Thema, das
auf der Sitzung zur Sprache kommen sollte
– der Brandanschlag auf die Polizei am ver-
gangenen Wochenende. Dieses wichtige
Thema noch einmal zwei Wochen zu ver-
schieben, zeige den geringen Stellenwert,
den die Koalition dem Anschlag beimesse.

Innensenator Mäurer bedauert die Absage
der Innendeputation durch die Regierungs-
fraktionen. „Wir hätten die Berichte gerne
vorgestellt. In ihnen wird nichts beschönigt
oder bagatellisiert.“ Es bestehe kein Zweifel
daran, dass die Probleme bei der Feuerwehr
angegangen werden müssen. Viele Maßnah-
men seien allerdings schon auf den Weg ge-
bracht, etliche weitere würden folgen. „Wir

nehmen aber für uns in Anspruch, nicht in
Schwarzweißdenken verfallen zu wollen,
sondern auch die Grautöne dazwischen zu
berücksichtigen.“

Zu Wort meldete sich vor der Absage am
Mittwoch auch die Landesfrauenbeauftragte
Bettina Wilhelm. Sie warnte vor einer Ver-
harmlosung der Vorfälle bei der Feuerwehr.
Mitnichten handele es sich um Einzelfälle.
„Vielmehr geht es um ein strukturelles Pro-
blem.“ Um die sich in den vergangenen Jahr-
zehnten gebildeten Strukturen zu durchbre-
chen, bedürfe es umgehend einer Reform.

Koalition im Streit mit Innensenator
Abschlussberichte zu Vorwürfen gegen die Feuerwehr sorgen für Zerwürfnis – Sondersitzung kurzfristig abgesagt

von Ralf Michel

Die Frage, welche
Konsequenzen aus
den Ermittlungsbe-
richten zur Bremer
Feuerwehr gezogen
werden, sorgt für
einen handfesten
Streit zwischen den
Regierungsfraktio-
nen und Innensena-
tor Ulrich Mäurer
(SPD). FOTO: KOCH

Option für Galoppsport abgelehnt
Ausschuss stimmt für Wegebau auf dem Gelände der Rennbahn

Bremen. Der Bauausschuss des Hemelinger
Beirats hat für eine Wegeverbindung über
die Galopprennbahn im Ortsteil Sebalds-
brück gestimmt, die den Galoppsport aus-
schließt. Die Entscheidung fiel knapp aus.
Nun müssen noch die zuständigen Deputa-
tionen zustimmen.

Im Frühjahr hatte der Regionalausschuss
Galopprennbahn, der sich aus Vertretern der
Beiräte Hemelingen und Vahr zusammen-
setzt, schon einmal für den Wegebau über
das Gelände gestimmt. Nun mussten sich der
Beirat und der Bauausschuss erneut mit dem
Thema befassen, denn – so war in der Zwi-

von chRistian haseMann schenzeit klar geworden – der Regionalaus-
schuss hätte keinen Beschluss in der Sache
fassen dürfen.

Nach dem grundsätzlichen Ja des Heme-
linger Beirats für einen Weg über die Renn-
bahn in der vergangenen Beiratssitzung
stimmte der Bauausschuss jetzt über die We-
geführung ab. Dafür stellte Thomas Knode,
Mitarbeiter im Referat Parks und Grünflä-
chen im Bauressort, zwei Varianten vor.

Diese unterscheiden sich nur bei der Que-
rung des eigentlichen Geläufs. Der Verlauf
über das weitere Gelände ist identisch. An-
schlusspunkte sind im Norden der Carl-Goer-
deler-Park und im Süden das Kleingartenge-
biet Holter Feld. Nach Knodes Angaben ge-

ben die Gewässer den Verlauf des Weges vor.
„Nach Naturschutzgesetz dürfen diese nicht
überbaut werden. Egal, was dort geschieht,
man wird auf die Gewässer immer Rücksicht
nehmen müssen.“ Ein Weg, der sich an die-
sem Wasserlauf orientiere, zerschneide we-
der das Gelände noch schließe er eine zu-
künftige Nutzung aus.

Vorgesehen ist ein fünf Meter breiter as-
phaltierter Weg. Fuß- und Radweg sind da-
bei optisch getrennt. Vom Hemelinger Aus-
schuss gewollt ist außerdem eine insekten-
freundliche Beleuchtung. Außerdem sehen
die Pläne einen 20 Meter breiten Grünzug
vor, in dessen Verlauf 50 Laub- und Obst-
bäume gepflanzt werden sollen, deren Finan-
zierung gesichert ist.

In Zusammenarbeit mit dem Verein Deut-
scher Galopp sei geprüft worden, wie eine
Querung des Renngeläufs aussehen könnte,
so Knode, die weiter Rennsport ermöglichen
würde. Im südlichen Bereich müsste dafür
der Weg im rechten Winkel über das Geläuf
führen. Problematischer ist nach Angaben
Knodes aber der hohe Grundwasserstand in
dem Bereich. „Da kommen wir für das nötige
Absenken des Weges in den Grundwasser-
bereich.“

Die Kosten für den Weg schätzte Knode auf
745.000 Euro. Etwa 70.000 Euro Mehrkosten
veranschlagte er für eine Querung, die Ga-
loppsport nicht ausschließen würde. Knapp
90 Prozent der Gesamtkosten können aus
einem Bundesförderprogramm abgerufen
werden. Das Abstimmungsergebnis fiel
knapp aus: Vier Ausschussmitglieder stimm-
ten für die Variante ohne angepasste Que-
rung für das Geläuf, drei dagegen. Damit
geht der Beschluss nun in die zuständigen
Deputationen, die Ende Juni tagen.

Verzwickte Lage
Wie es nun weitergeht mit den Berichten zur
Feuerwehr, ist derzeit unklar. Die einen glau-
ben, den ganzen Ärger mit einem Gespräch
noch diese Woche aus der Welt schaffen zu
können, die anderen sehen das Thema auf je-
den Fall im Koalitionsausschuss. Der allerdings
tagt erst wieder am 21. Juni. Erst danach wäre
ein neuer Versuch in der Innendeputation
möglich. Wobei wieder andere der Meinung
sind, die Innendeputation hierfür eigentlich
gar nicht zu brauchen. Wie dem auch sei, wenn
es denn stimmt, dass die Regierungsfraktio-
nen vom Innensenator erwarten, dass er sei-
nen Bericht komplett zurückzieht, dann ste-
hen sie vor einer verzwickten Lage: Er wurde
bereits 800 mal gedruckt und an alle Feuer-
wehrmitarbeiter verteilt. MIC

Kritik an öffentlicher Förderung

Bremen. Ein Spendenaufruf für die Rote
Hilfe samt Solidaritätsadresse für eine links-
radikale Aktivistin in U-Haft – so prangt es
auf einem lila-farbenen, mindestens zwei
Quadratmeter großen Banner an der Buchte,
dem Jugendzentrum der Naturfreunde Bre-
men in der Buchtstraße (wir berichteten). Die
CDU will dies nun zum Thema der Frage-
stunde in der Bürgerschaft machen, denn die
Buchte wird mit öffentlichen Mitteln unter-
halten.

„Die Sozialsenatorin finanziert ganz offen-
sichtlich einen Jugendverein, der Kinder und
Jugendliche dazu bringt, linksextreme Straf-
täterinnen zu unterstützen“, sagt Sandra Ah-
rens, kinder- und jugendpolitische Spreche-
rin der CDU-Fraktion. „Der Verein Natur-
freundejugend erhält über das Budget der
Offenen Jugendarbeit in Bremen finanzielle
Zuwendungen aus Steuergeldern. Diese für
den Aufbau linksextremer Strukturen zu ver-
wenden, ist ein Skandal.“ Die Höhe dieser
Mittel bezifferte der Sprecher des Sozialres-
sorts am Mittwoch mit „durchschnittlich et-
was mehr als 100.000 Euro pro Jahr“.

„Da Sozialsenatorin Anja Stahmann frü-
her beim Verein Naturfreundejugend tätig
war, sollte es ihr ein besonderes Anliegen
sein, dass dieser Verein keine extremisti-
schen Strukturen fördert“, betont Ahrens.
Die Rote Hilfe Bremen wird im Verfassungs-
schutzbericht des Landes als „gewaltorien-
tiert“ bezeichnet – wogegen sie bislang er-
folglos geklagt hat.

Unterdessen hat auch der Vorstand der Na-
turfreunde Bremen eine gemeinsame Stel-
lungnahme mit seiner Jugendorganisation
angekündigt. Die lag allerdings bis Mitt-
wochabend noch nicht vor. Die Ortsgruppe
des Vereins existiert seit 1912 und ist aus der
Arbeiterbewegung hervorgegangen. Aktuell
sind es in Bremen rund 400 Mitglieder, die
sich auch umweltpolitisch engagieren, etwa
gegen Baumfällungen oder die Umwidmung
von Naturflächen in Bauland.

Buchte wird Thema
im Parlament

JOE

Bremen. In einer Bilanz der bisherigen Mas-
kenbeschaffung weist die Liegenschaftsver-
waltung Immobilien Bremen darauf hin,
dass sie zwischen Oktober 2020 und Mai 2021
rund 12,5 Millionen Masken beschafft hat,
darunter etwa sechs Millionen FFP2-Masken.
Die Gesundheitsbehörde hat, wie berichtet,
ebenfalls rund 4,6 Millionen FFP2-Masken
gekauft, ein Teil wurde vom Bund nach Bre-
men geliefert.

Von Immobilien Bremen wurden unter an-
derem die Schulen, die Polizei und sämtliche
Dienststellen in Bremen und Bremerhaven
sowie die Hochschulen im Land versorgt. Da-
rüber hinaus habe Immobilien Bremen auch
für zwei Verteilaktionen FFP2-Masken be-
schafft, bekanntlich wurden damit beson-
ders gefährdete Bürger versorgt.

„In manchen Monaten machten allein die
Maskenbestellungen ein Bestellvolumen von
über 200.000 Euro aus. Bis Anfang Juni, das
Jahr 2020 eingeschlossen, haben wir circa
sechs Millionen FFP2-Masken im Wert von
circa 3,9 Millionen Euro (brutto) beschafft“,
heißt es seitens der Liegenschaftsverwal-
tung.

Immobilien Bremen
zieht Masken-Bilanz

MBR Keine neuen Weiterbildungen

Bremen. In Bremen wird es weiterhin keine
neuen Weiterbildungen und Prüfungen für
Ärzte zum Thema Homöopathie geben. Das
Oberverwaltungsgericht (OVG) hat den Nor-
menkontrollantrag eines Arztes gegen die
Streichung der Zusatzbezeichnung Homöo-
pathie aus der Weiterbildungsordnung der
Ärztekammer als unzulässig abgelehnt, wie
die Kammer mitteilt. „Dies ist auch ein kla-
res Signal für die anderen Ärztekammern,
bei denen vergleichbare Klagen gegen die
Streichung der Homöopathie aus dem Ka-
non der Zusatzbezeichnungen anhängig
sind“, sagt Kammer-Hauptgeschäftsführerin
Heike Delbanco.

Die Ärztekammer hatte im September
2019 die neue Weiterbildungsverordnung be-
schlossen, am 1. Juli 2020 trat sie in Kraft. Da-
mit gab es ab diesem Zeitpunkt keine Mög-
lichkeit mehr für eine anerkannte Weiterbil-
dung zum Thema Homöopathie. Dies gilt
laut Heike Delbanco nicht für Weiterbildun-
gen, die vor dem Inkrafttreten der neuen Ver-
ordnung begonnen wurden, die Prüfungen
müssen bis zum 30. Juni 2023 abgelegt wer-
den. Vor dem 1. Juli 2020 erworbene Zusatz-
bezeichnungen dürfen ebenfalls weiterge-
führt werden.

Die Kammer hatte die Streichung damit
begründet, dass für die Homöopathie
„wissenschaftliche Nachweise ihrer Wirk-
samkeit fehlen“. Die Bremer Ärztekammer
war bundesweit Vorreiterin, Kammern in an-
deren Ländern folgten und strichen die Zu-
satzbezeichnung ebenfalls. Kritik kam unter
anderem vom Deutschen Zentralverein
homöopathischer Ärzte, in dem gut 7000 Me-
diziner bundesweit organisiert sind.

Kammer gewinnt
Homöopathie-Streit
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Polizei erhöht Präsenz
Bremen. Nach den Erfahrungen der vergan-
genen Wochenenden hat die Polizei ange-
kündigt, am kommenden Wochenende ihre
Präsenzmaßnahmen zu verstärken. Das gute
Wetter habe zu vielen Verstößen gegen die
Coronaverordnung geführt. Insbesondere
die Abstands- und Hygieneregeln seien miss-
achtet. Alleine am letzten Wochenende wur-
den durch Einsatzkräfte mehr als 450 Perso-
nenkontrollen durchgeführt. MBR

Allgemeinverfügung über zusätzliche Öff
der Niedriginzidenzbestimmung der 26
08.06.2021
Am 09.06.2021 wurde die
Erleichterungen aufgrund der
ordnung vom 02.06.2021 durch
derung umfasst die neu eingefügte Ziffer 1a:
„1a. Singen und Blasmusik in geschlossenen Räumen

26. CoronaVO)
Abweichend von § 1 Abs. 3a der 26.
(zum Beispiel in einem Chor) und das
trumenten in geschlossenen Räumen
vorgehalten wird, das vorsieht, dass
ein negatives Testergebnis in Bezug
SARS-CoV-2 vorzulegen hat.“

Die vollständige Allgemeinverfügung ist auf
bekanntmachungen.bremen.de einzusehen. Des
Bekanntmachung in der Stadtgemeinde Bremen
nungsamts (Behördenzentrum, Stresemannstraße
lichen Dienstzeiten kostenfrei eingesehen werden
Bremen, den 8. Juni 2021
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